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Enltezi Rapitel .

Die Linleitung zur Säkulariſation .

96 —1801 .

Sükulariſationsprojelte .

Die große Glaubensſpaltung , in welcheII 2 eutſchland im 16 . Jahr

— wurde , brachte neben anderem der katholiſchen Kirche1
hundert

unſeres Terlandes den Verluſt eines ſehr großen Teils ihres Ver200 Die des Herzogtums Württemberg unter den
Herzogen Ulrich und Chriſtoph vernichtete das nicht geringe katholiſche
Kirchenvermögen dieſes Vundes⸗ es war die erſte Säkulariſation . ! ) Aus
dem Beſitze und den Erträgniſſen der in Württ embeerg im 16 . Jahrhundert

Klöſter wurde hauptſächlich d unbedeutende prote
1

K as alſo nach ſeinem größten Beſtand
teil katholi 11 Ist luch in ' n kommenden Jahrhunderten

g1 re und kleinere Sät ationen ſtatt , wenn
Urhebern derſelben das Wort ſelbſte1 15 u

dasſelbe zum ĩerſtenmal

rhandlungen , wo der fran

iner Unterredung mit den Proteſtanten ,
Münſter gehalten wurde , bediente . 2 ) Säkulariſations

wieder auf und hielten beſonders um die Mitte
die diplomatiſche Welt in Die Seele aller

Säkulariſationsbeſtrebungen um dieſe Zeit war Friedrich UII.25
nag auch in Oeſterreich Luſt für eine ſolche vorhander ge

weſen ſein , ſo haben wir doch in Friedrich II . den Urheber der Pläne
W55

1
Vernichtung der welt der Biſchöfe und Einziehung der Kloft
güter zu ſehen . Er ſelbft es der lt verraten in ſeinen Briefe
an Voltaire vom 24 . 1767 ; hier enthüllt er den Plan , wie man
am ſicherſten die „ Infame “ , d. h. die katholiſche Kzirche „ zerſtören “ könne
und „ unterbreitet denſelben der Prüfung des Patriarchen von Fernay “

in dem Briefe :

) „Säkulariſation der Kirchengüter iſt die einſeitig von der Staatsgewalt vor
0 mmene Einziehung kirchlichen Vermögens und die Beſtimmung desſelben zu weltlichen
oder nicht unmittelbar kirchlichen Zwecken . “ ( Kirchenlexikon X. Band S. 1526 . )D

SMeiern , Acta Pacis Westphalicae , Teil II Buch 15, § 14.
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„ Es iſt nicht den Waffen vorbehalten , die Infame zu zerſtören ,

ſie wird nur durch den Arm der Wahrheit und den Reiz des Eigen —

nutzes zu grunde gehen . Wollen Sie , daß ich dieſe Idee entwickle ?

Hören Sie , was ich meine ! Ich habe , wie auch andere , bemerkt , daß

da , wo die meiſten Klöſter und Mönche ſind , das Volk am blindeſten

dem Aberglauben ergeben iſt , und es unterliegt keinem Zweifel , daß ,

wenn man es dahin bringt , dieſe Aſyle des Fanatismus zu zerſtören ,

das Volk in kurzer Zeit gleichgültig und lau hinſichtlich der Dinge

wird , welche jetzt Gegenſtände ſeiner Verehrung ſind . Es würde ſich

alſo darum handeln , die Klöſter zu zerſtören oder wenigſtens an

zufangen , deren Zahl zu vermindern . Dieſer Augenblick iſt gekommen ;

denn Frankreich und Oeſterreich ſind verſchuldet und haben bereits

die Hilfsquellen der Induſtrie erſchöpft , um herauszukommen , ohne

daß es ihnen gelang . Die Lockſpeiſe , welche reiche Abteien und gut

fundierte Klöſter darbieten , iſt verführeriſch . “ “ )

Dieſer Plan findet natürlich die Billigung Voltaires , welcher in

ſeinem Antwortſchreiben vom 5. April die „ Idee “ des Königs als „ die

eines großen Feldherrn “ preiſt und geradezu als Axiom ausſpricht : „ Sind

die Mönche einmal aufgehoben , dann iſt der Irrtum der allgemeinen Ver —

achtung ausgeſetzt . “ Wenn Friedrich II . auf die reiche „ Lockſpeiſe “ hin —

weiſt , welche die Kirche bietet , ſo konnte er damit allerdings den Eigen —

nutz der weltlichen Fürſten , beſonders der verſchuldeten , hinlänglich reizen ;

denn nach Klüber , der die diplomatiſchen Verhandlungen auf dem

Wiener Kongreß ( 1815 ) herausgab , betrugen die geiſtlichen Beſitzungen

auf dem linken Rheinufer 424 Quadratmeilen mit 800 000 Einwohnern

und 5 430 000 fl . jährlichen Einkünften , auf der rechten Rheinſeite aber

an reichsunmittelbaren Beſitzungen , Fürſtbistümern , Abteien , Stifte u. ſ. w. ,

1295 Quadratmeilen mit 2 361 176 Bewohnern und 12 726 000 fl . jähr —

lichen Einkünften , an mittelbaren : 78 Stifte u. 209 Abteien mit 2 870 000 fl .

jährlichen Einkünften , außer der großen Zahl der Klöſter , welche den

neuen Beſitzern der geiſtlichen Staaten zu Anfang des 19 . Jahrhunderts

übergeben und von dieſen einfach aufgehoben wurden . Das eigentliche Ver⸗

mögen der katholiſchen Kirche , wie es gegen den Ausgang des 18 . Jahr —

hunderts beſtanden hat , war demnach auf mehrere hundert Millionen Gul —

den anzuſchlagen , was den deutſchen Fürſten , die durch Kriege und Nach —

ahmung franzöſiſcher Ueppigkeit und Verſchwendungsſucht immerhin „ eine

Erleichterung ihrer Finanzen “ bieten konnte . Friedrich II . verfolgte ſeinen

Plan gerade in dieſer Richtung immer wieder ; ſo ſchreibt er am 2. Juli
1769 an D' Alembert :

„ Die Bedürfniſſe der Fürſten , die ſich verſchuldet haben , machen

ſie dieſe Reichtümer wünſchen , welche frommer Betrug in den Klöſtern

aufgehäuft hat ; hungrig nach dieſen Gütern , denken ſie darauf , ſich

dieſelben zuzueignen . Das iſt ihre ganze Politik . “ ? )

Der Plan Friedrichs II . wurde zwar vereitelt ; der Widerſpruch des

Papſtes , des Kaiſers , der geiſtlichen und auch katholiſchen weltlichen Re⸗

1) Brück : Geſchichte der katholiſchen Kirche in Deutſchland . J. Band . S. 31.

2) Europäiſche Annalen . 1802 . II . Band . 124 .0

——
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genten bildeten ein Bollwerk gegen dieſe Beraubungsgelüſte , wenn auch

nicht zu verkennen iſt , daß Mißſtände in einzelnen geiſtlichen Fürſten

höfen ſich eingeſchlichen hatten ; aber welcher Hof konnte in jenen Zeiten einen

Stein auf die Biſchöfe werfen ? es nicht gerade auch in jener Zeit

ganz hervorragende Kirchenfür Man denke nur an den edlen Kur

fürſten von Trier , Klemens Wenzeslaus! Aber Preußen , aus deſſen

) erhaus der Prinz ſtenmiter der die erſte Säkulariſation im Jahre

1525 vornahm , hatte ſeine Pläne nicht aufgegeben . Zwar ließ König Fried

rich Wilhelm II . noch im Jabre⸗ 1794 das Gerücht einer Säkulariſation

durch dieſen Staat dementieren ; aber in dem am 5. April 1795 zu Baſel
ö

in einem geFrankreich
geſe

chloſſenen Separatfrieden

Artikel zugeſagt , daß es für ſeine m Frankreich
nden Beſit zungen entſchädigt werden e. des Bistum

nit Re rſehen und eine Säkulariſation

auch ſolche Ge
ighauſen war hiezu arcklin

war k t eigentlich ſchon beſchloſſene 6

rüchte in die Oeffentlichkeit . Am 6. Februar 1797 machte die erzherzoglich

öſterreichiſche Geſandtſchaft infolge deſſen den Geſandten der geiſtlichen

ände in Regensburg eine vertrauliche Eröffnung darüber , „ daß die

ariſationsentwürfe im geheimen geſchmiedet * 9 und daß allem

) ein nach es darauf abgeſehen ſei , die geiſtlichen Reichsſtände zu irgend

einer Entſchädigung zu verwenden .

Das Schreiben forderte ſodann die geiſtlichen Stände zum engen
ſie allein noch retten könne . In der

giſchen Geſandtſchaft wi

701)

Kaiſerhaus auf ,
r fürf höflich

C u d aus Sie ſeien übrigens allerdings
U nd e e Konföderation der proteſtan

Fürſten , welck or der § tten chte für die

jemeinſame Sache zu thun , exiſtieren . “ ( S . 366 . ) Trier erklärte
18. F 199 Es in gemeinſames E in

on ände und eine vertrauliche Rückſprache “ wünſche

urbraunſchweig ſuchte iter gegen den Vorwurf Einver

kathoſtändniſſes der proteſtantiſchen Fürſten und gegen „ eine Union der

liſch geiſtlichen Reichsſtände “ zu proteſtieren . ? )

II . Separatfrieden Württembergs mit Frankreich vom 7. Anguſt
1796 .

Wenden w rttemberg zu , das um dieſe Zei

auch in die Reih die auf Säkulariſation dringen . Da

hatte zwar Regenten in Herzog Frie 5 rich

„ erloebte och in einer Miſchehe mit der Prinzeſſin Sophie

hea von Preußen und ließ ſeine zahlreiche Nachkommenſchaft prote⸗
erziehen , was ihm der dtag mit 25 000 fl . jährlichem Zuſchuß

Erziehungskoſten ſeiner Kinder lohnte . egeriſchen Er eig⸗
§ 1796 ſind bekannt ; der Serzog zumächſt für ſein

Staatsarchiv von Häberlin 1796 . 7. Heft . S. 359 und ff.

8. Heft . S. 456 und ff.„ 7 7
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Land Frieden mit Frankreich zu erhalten und folgte den Spuren , die ihm
Preußen mit dem Basler Separatfrieden vorgezeichnet hat . Am 23 . 21796 ſchrieb Herzog Friedrich Eugen an den der

—hen Kaiſer , daß er zur
Rettung von Land und Leuten ein Abkommen mit Frankreich treffen
müſſe . Der Kaiſer antwortete , es liege nicht in 3P Befugnis , einem
einzelnen Reichsſtande die Abſchließung eines Separatfriedens zu geſtatten .
Der Herzog hielt ſich nicht daran und ſuchte mit Frankreich zu unter
handeln . Auf ſein Geheiß begaben ſich Freiherr v. Wöllwarth und
Legationsrat Abel zunächſt nach Baſel zum dortigen fran zöſiſchen Ge —
ſandten , der ſich jedoch nicht für zuſtändig erklärte . Beide eilten nun in das
Hauptquartier des franzöſiſchen Befehlshabers Moreau nach Baden - Be den ,
wo es auch gelang , am 17 . Juli 1796 für Württember rgueinen Waffen⸗
ſtillſtand zu erzielen . Die Bedingungen desſelben waren keine leichten
die — 5 nützten ihre günſtige Lage — ſie ſtanden bei Stuttgart —
gewaltig aus . „ Bezahlung von 4 Millionen Lieferungen von be
deutenden Quantitäten Getreide , Pferden und Schuhen , Rückzug der bei
dem öſterreichiſchen Heere ſtehenden märtlemthergiſchen Truppen , freier
Durchzug der franzöſiſchen mit Einquartieru ig und Verpflegung waren
die Opfer , mit denen der Wafſenſtillſtand erkauft werden mußte. “! )
Doch in Stuttgart war man mit allem zufrieden : die beiden Un iterhändler
Wöllwarth und Abel empfingen den Dank für ihre Mi itwirkung in einem
eigens ausgeſtellten Belobigungsreſkript . ? ) Die ſo Geehrten reiſten ge
mäß herzoglichem Befehl ſofort nach Abſchluß des Waffenſtillſtandes nach
Paris weiter , um daſelbſt einen für Württemberg günſtigen Separat
frieden zu erzielen . Ueber die Thätigkeit derſelben und den Abſchluß
des Friedens erſtattet einge hend ein Aktenſtück 28

7
yjt, das dem württem

bergiſchen Landtage zuging . s ) Nach demſelben blieben beide württen
bergiſche Friedensunterhändler in Paris ohne — „ Verhaltungsbefehl “ ,
obwohl ſie mehrmals um ſolchen einkamen ; auch wußten ſie infolge der
mangelhaften Verbindung mit dem Heimatlande gar nicht , „ wie es in
dieſem zugehe “ . Günſtigere Verhältniſſe konnten ſie nicht ausnützen ; ſie
waren ganz auf Frantreich angewieſen . Daß ſie von Stuttgart aus keine
Information und keine Inſtruktion erhielten , geſchah daſelbſt in kluger
Berechnung ; man wollte dort zwei Eiſen im Feuer haben . Der Waffen⸗
ſtillſtand mit Frankreich konnte leicht dem Kaiſer gegenüber als ein Gebot
der Notwehr dargeſtellt werden und wenn das launiſche Kriegsglück ſich
Oeſterreich zuwenden ſollte , wollte man es mit dieſem auch nicht ganz ver⸗
dorben haben . Die Unterhändler in Paris handelten alſo gemäß ihrem
allgemein gehaltenen Auftrag ; es gelang ihnen , einen Friedensvertrag
mit Frankreich zu ſtande zu bringen ; dieſen ſandten ſie mit einem Kurier
nach Stuttgart , der nach zehntägigem Aufenthalt in Stuttgart wieder in
Paris ankam mit der Meldi ing , Geheimrat

8 Mandelslohe folge ihm auf
dem Fuße ; ſchon zuvor hatten ſie am 24 . , 26 . und 28 . Juli Berichte nach
Stuttgart geſandt . Hier trat beſonders der Erbprinz und ſpätere Herzog

Klüpfel , Hiſtoriſche Zeitſchrift , 1881 . S. 391 .

Staatsarchiv von Häberlin 1796 . 8. He S. 481 und ff.
§̟ S

ft.
Staatsarchiv von Häberlin 1796 . 8. Heft . 481 und ff.
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Friedrich II . auf das entſchiel inem Separatfrieden mit Frankreich

entgegen . Als Mandelslohe ankam , übergab er Wöllwarth zu

nächſt deſſen Abberufung teilte demſelben über die Friedens

ifikation gar nichts mi h, dem die ganzen Verhandlungen in

Paris nicht zuſagten , war deſſen froh und wollte ſofort abreiſen . Eines

Abends der Tage , an denen Wöllwarth ſeine Abſchiedsbeſuche machte , kam

Abel zu ihm und bat ihn , auf ſein u kommen , wo ihn N

lohe erwartete . Hier nun wurde demſelben die Ratifikationsurkunde vor

gezeigt mit dem Verlangen , dieſe in Gemeinſchaft mit Abel

ſchen Miniſter zu übergeben . Wöllwarth ſträubte ſich und wollte

Stuttgart zurückkehren ; erſt al Mandelslohe il

dem franzöſi

Ubergab er

8 rch Unterſti Geſandten noche ge

des Her unten ) . Wöllwarth

mber in Paris ab und kam am 9. Oktober in Stuttgart an ,

ingnädig aufgenom mit Vorwürfen von ſeiten des Herzogs

irde . Man wollte eben in Stuttgart den Frieden gerne unge

hen , da das Kriegsglück inzwiſchen ſich auf die Seite Oeſterreichs

geneigt hatte . Am 28. Oktober erhielt Wöllwarth , der dem Geheimen

Rate als ordentliches Mitglied angehörte , ein herzogliches Handſchreiben ,

das nur die Worte enthielt : „ Ich gebe Ihnen andurch zu erkennen , daß ich

Ihnen einen Urlaub von zwei Mo naten erlaubt
5. 65 will . “ Wöllwarth

mußte dies als Einleitung zu ſeiner Ent id ſuchte ſich des

ertei ˖ te ſich an den Geheimen Rat und an die Land
ie f Sach Landesſache erkle und ihn unterſtützten

it zog ſich hin und he er Herzog beſtand auf dem Urlaub;
Wöllwarth

P
er reien Stücken ſei

Lerſell 174 J Wollte 901 II

eine Woche Ratsſitzungen anzuwohnen ＋
— 8

infehlbar das Demiſſionsgeſuch “ ' . Wöllwarth ging darauf 1

ein, ſondern wies nach , wie der 9Nandelsloheſche Bericht

durch Verdrehungen von ſelbſt eingeſtandenen Thatſachen ! “

von ſich ab und auf Wöllwarth zu wälzen hte, der aber in ſeiner

nicht ehrenvollen entlaſſung ein Opfer des Friedens vom

7. Auguſt 1796 8 bemerkt zu dieſen Vorgängen in ſeinen

Staatsarchiv : „ Es enthält dieſe Geſchichte einen abern

weis , wie oft nicht nach den obgewalteten Beweggründen ,

Erfolg geurteilt wird . Selanes Württemberg 8 Gefahr war , hieß

das Benehmen des Herrne » gut ; ſobald aber die Ge

verſchwunden war , ward dasſe elbe h0

ſagt , auf noch höhere Veranlaſſi

ſten Orts und zwar , wie man

ung gemißbilligt . “

Der auf dieſe Weiſe abgeſchloſſene Separatfrieden Württembergs

tit Frankreich vom 7. Auguſt 1796 beſtand in zwei Teilen : den ei

Friedensartikeln und in elf geheimen Artikeln . Die Bedingungen des
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für die Oeffentlichkeit beſtimmten Friedenstraktats waren nach Klüpfeli )
folgende :

„ Der Herzog von Württemberg verzichtet auf jede Teilnahme an
der Koalition gegen die franzöſiſche Republik ; er darf keine derſelben
feindliche Macht mit Mannſchaft , Pferden , Lebensmitteln und Muni⸗
tion unterſtützen ; auch nicht , wenn es von ihm als Mitglied des Denut —
ſchen Reiches gefordert wird . Den Truppen der franzöſiſchen Riepu
blik muß er freien Durchzug und Aufenthalt in ſeinem Lande und
Beſetzung aller militäriſch wichtigen Punkte geſtatten ; er muß das
Fürſtentum Mömpelgard und die dazu gehörigen Herrſchaften , auch
alle Rechte und Einkünfte , die er auf dem linken Rheinufer beſitzt , an
die franzöſiſche Republik abtreten . “

Konnte man dieſen harten Frieden als ein Produkt der Not be —
zeichnen , ſo findet ſich für den Inhalt der geheimen elf Friedensartikel nicht
leicht eine Rechtfertigung , und die ſcharzen Worte in den „ Betrachtungen
eines patriotiſchen Württembergers über die geheimen Friedensartikel “ ? )
vom 7. Auguſt 1796 ſind ber echtigt . Derſelbe bezeichnet dieſe Friedens —
artikel als „ Verrat gegen das deutſche Vaterland , welchen die Geſetze mit
der Strafe der Reichsacht belegen “ . Die Zuſicherungen an Frankreich
ſeien „ größer , als erforderlich war , um Württemberg zu retten “ ; der Friede
„verletze die Völkermoral “ und „ würdige die Nationalehre des Herzogtums
herab “ . Am Schluſſe ſeiner kleinen Broſchüre teilt er die geheimen Frie —
densartikel zum erſtenmal mit . “ )

In dem erſten Artikel d
Herzog von der franzöſiſchen Re
und darauf beſtehen , daß zu ſeine

Bistum Straßburg , die Abtei Zwi

eſes geheimen Vertrags läßt ſich alſo der

publik verſprechen , ſie „ werde verlangen
em Vorteile das Amt Oberkirch von dem

iefalten und die gefürchtete Propſtei Ell

die
37*Re

1) Hiſtoriſche Zeitſchrift 1881 . S. 390 und ff.
) Reutlingen . 1798 .

) Die geheimen Friedensartikel vom 7. Auguſt 1796 lauten : Convention addi —
tionelle secrete entre la République Frangaise et le Sme Due de Wurttemberg . 7. Aout 1796 .

I. La République Frangaise demandera et insistera , pour qu' il Loit sécularisé
en ſaveur du Duc : a. Le Baillage d ' Oberkirch du cy - devant Evéché de Strassbourg ;
b. b ' Abbaye de Zwiefalten ; c. la Prévoté princière d ' Ellwangen .

II . Le Duc s ' oblige à payer ce qu' il doit personellement aux habitants des

pays cédés par lui et à rembourser dans le delai de 5 années les Capiteaux versés
dans sa caisse particulière et pour les quelles i! a constitué des Rentes . Il accordera
sur les Revenues d ' Oberkirch et d ' Ellwangen aux titulaires des Charges dans les dits

pays un dédommagement égal à 8 pour cent d' interets viagers des sommes versées

PAreux dans Son trésor .
III . Le Due soblige à concourir par son suffrage à la Dièbe 1. à la cession

de la rive gauche du Rhin , des iles et du cours du fleuve ; 2. à ce que les états
d' Italie soient dégagés des liens de féodalité ; 3. à la sécularisation des principautés
Ecclésiastiques nécessaires pour les dédommagements des princes laiques .

IV. II s ' oblige , d ' observer toutes les guerres futures entre la France et toute
autre puissance la plus exacte neutralité et à ne pas fournir ni contigent ni autre secours .

V. Les trouppes frangaises pourront passer et séjourner dans ses états dans les

guerres suscitées à la France et occuper les postes militaires nécessaires à leurs
Opérations .

R A —* —
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wangen ſäku — — werden, er Verfaſſer der „ Betrachtungen eines

triotiſchen Württembergers “ bemerkt hiezu noch : „ Wie man verſichert , hat

ſich der Herzog in n zweiten geheimen Vertrag noch die Säkulariſation

der Abteien Marchthal , Neresheim und Rottenmünſter bedungen . “ Es

handelt ſich hier um jene Wünſche des Herzogs Geheimrat v. Mandels

nach Paris überbrachte und die dann noch vor der Ueberreichung

wurd Klüpfel ſagt uns hierüber :

hen die Abtei en Marchthal , NeresSheim ,

Wir ſehen hier das erſte
f

von dem der
8

„ Æ

7¹ D8

der Ratifikationsurkunde durchge
Den Entſchädigungsobjekten wur

Rottenmünſter und noch einiges bei gefügt.

3t
8

ſchreibt : *1

Reichs , d urch

deren te der Völker in

0 Im dritten Artikel verſpricht der

Herzog , mit ſeiner Stimme im Reichstage mitzuwirken , daß „ das linke

Rheinufer , die Inſeln und der Lauf dieſes Fluſſes an Frankreich abge

eten , die italieniſchen Staaten vom Lehensverbande losgemacht und ſo

viele geiſtliche Fürſtentümer ſäkulariſiert werden , als erforderlich ſind , die

Erbfürſten zu „ Die Treuloſigkeit des Herzogs ſchränkte ſich

0t Zeiten ein : ſie ſoll auf ewige Zeiten dauern .

mit anderen Völkern

indet er ſich , in allen künftigen Kriegen zwiſchen

Macht die genaueſte utralität zu halten
len, noch eine andere zu leiſten . Mit

die er vom Reichsverbande los . Mag auch

das eiten in die dringendſte Gef kommen

Württ ſtellet keine Kontingente let k

Römermonate . “ ? ) Wie dieſe „ Neutralität S Reich zu

Gunſten Frankre zu ehen iſt, zeigt der fünf welchem

VI. Tous les individus arrétés ou poursuivis pour leurs opinions politiques
ziront d ' une parfaite amnistie .

VII . L' agent diplomatique de la République Frangaise jugera les differends

Wurttemberg .IIs entre les citoyens frangais dans les éta
enonce ! prendre les tes pays cedes .

du 29 Messidor aura son exécution pleine en tout ce qui

P spos présent traité
S y stipulées seront acquittées ; er tre le Duc payera

200 O00 livres par mois à compter du ler Vende la nature de

minaires de paix avec l ' Autriche
XI. Ce traité est commun aux villes impériales d' Esslingen et de Keutlingen

Paris , 26 Thermidor an 4 de la République Frang -
Wöll

Die Vergleichung mit anderen Publikationen und Quellen hat die Richtigkeit
varth . Abel

dieſes Abdruckes ergeben .

01) Hiſtoriſche Zeitſchrift . 1881 .

Betrachtungen S.
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Württemberg einfach eine franzöſiſche Kolonie mitten im Deutſchen Reiche
bildet . Artikel 5 zufolge können nämlich ie franzöſiſchen Truppen in
allen ihren künftigen Kriegen in die Staaten des Herzogs einrücken , ſich
dort aufhalten und alle militäriſchen Poſten nach Erfordernis ihrer Ope
rationen beſetzen “ . Der öffnet damit ſein Land dem Reichsfeinde
und bleibt nach Artikel 6 nicht einmal mehr Gebieter und Souverän
in ſeinen Staaten ; allen „ wegen ihrer politiſchen Meinung verhafteten oder
verfolgten Perſönlichkeiten hat er vollſtändige Amneſtie zu gewähren “
die „ franzöſiſchen Bürger des Landes “ ſind ſeiner Gerichtsbarkeit entrückt
der franzöſiſche Bevollmächtigte entſcheidet deren bürgerliche Streitigkeiten !
Dieſe bilden alſo einen Staat

i
at ! Während der Herzog die Zah

lung einiger Römermonate ie Reichsoperationskaſſe verweigerte
zahlte er bis zum Abſchluß der Friedenspräliminarien mit Oeſterreich nach
Artikel 10 monatlich 200 000 Livres an die Franzoſen ! Und alles dies zu
dem Zwecke , um unter dem Beiſtande der Franzoſen einige ſeiner
ſtände von Land und Leuten und von ihrem Eigentum zu verjagen

Der Erbprinz und ſpätere Herzog Friedrich II . war h
gegen das

Abkommen ; er drang darauf , es mit Oeſterreich erklärte
den Vertrag für ſchimpflich und unannehmbar “ . ! ) ſich wieder
Oeſterreich zu nähern , das dieſen Separatfrieden tzt hatte . Der
öſterreichiſche Thugut beklagte ſich ſchon am 9. Ju 79615
einem Briefe 00⁰ die württen cb

Herzog , der de der Naſe re un Abe
Landesverrat vor . ? ) Um Faden mit Oeſte wieder aufzunehmen ,
ging der Erbprinz mit Graf Zeppelin im November 1796 nach Wien . Am
81 teilte Thugut Colleredo mit , daß einer Kon

vention mit Oeſterreich arbeite ; er fand auch in der die Heira
ſeiner Schweſter Eliſabeth Kaiſerfamili Entgegen
kommen ; doch kam es nicht zum Abſchluß der Konvention und der Friede
mit Frankreich blieb in Kraft. 17

bfing nämlick
der Erbprinz den Befehl , den tuttgart zu
ſenden , um mit dem Herzog te 1 it Affaire zu
beraten . Thugut bemerkt hiezu : dieſe ſei nichts anderes als les
Offres et et modif tions proposéès par le Directoire “
( die Anerbieten , Umwerbungen und angetragenen Modifikationen der franzö
ſiſchen Regi ig ) , wel he der König von Preußen in Paris verlangt habe , als
er geſehen 1 wie Württ m berg ſich mi reich vereinigen wollte . ? ) In
welcher Richtung ſich

di
Wünſche Oeſterreich gegenüber

bewegten , verriet un in folgendem Ausruf : „Welche
Idee z. B. das Verlangen , den Fergol von Württemberg zur Kurwürde
vorzuſchlagen wo er ſich offen als Reichsfeind bekennt . “
Dem Her 0g ö n nde nicht nachſtehen ; der landſtändiſche
Ausſchuß » erſuchte auf eigene Fauſt diplomatiſche Verhandlungen anzu
knüpfen ; er wünſchte inſonderheit die Inkorporation der neuen Landes

1) Schneider , Württ . Geſchichte . 1896 . S. 393 .

Thuguts vertraute Briefe . 1872 . J. S. 317

Thuguts vertraute Briefe . J. S. 352.

— P˖



Die Einleit zur Säkulariſation . 11

teile zu Altwürttemberg u 1d Mitwirkung beim Abſchluß des Friedens

Landſchaftsaſſeſſor Baz wurde zu dieſem Zwe nach Pari

gaſtatter Kongreß .

Am 17. N 1797 ſchloß der Kaiſer den Frieden von Cam

Formisoer Fr rei ab in demſe ) at er das Prinzip der

Säkul rkannt , wenn er dasſelbe auch in beſchränktem

angewa
un ich die drei rheiniſchen Erzbistümer erhalten haben

wollte das Schickſal d ſtlichen Beſit in Deutſch

ntſchiede vas die Verhandlungen auf dem Raſtatter Kon

reß (9. Dezer

0 10 7

nächtigte legitil

11t El
. 97 1.

württen Geſandtſch be id in dem er Mandels

ei 1¹ die Ländergrenzen die Miene eines

fiffigen Me tt in ( nachher Finanzminiſter ) , einem

ſchlichten Deut ) von den Landſtänd unter mit

abgeordnet , wozu , weiß ich nicht ; vielleicht daß auch die lutheri ſchen

Prälate rtt ergiſchen ide eine Säkulariſation befürchteten . “

t Georgi Anlaß zu Differenzen zwiſchen

Friedrickh dſtänder aber unter Herzog Fried

II 7 ſeinem Vater folgte , bald beigelegt

1 arl rü dri

ei ö de

tſul , Re k, der ut

r Regierun chaf Abgeordneter 0

ach Raſtatt worden war , in dieſer Eigenſchaft anerkannte

zu Raſtatt aufgab , mit demſelben

m 40 . Februar 1798 ford

de die franzöſiſche Geſandtſchaft

abänderlicher der Rhein die Grenze zwiſchen Frankreich und

die ganze linke Rheinſeite für Deutſch

ſe. Am 12 . Februar wurde im Kongreß be

mit der Be

E

16 . Februar

Erklärung der württembergiſchen Geſandten ,

datiert vom 14 . zruar , ein, in welcher dieſe beſonders auf den Frieden

ge

ganzen u zur

hslat

1) 1842 . I. Teil . St 81g .

Denkwür eiten aus meinem Leben und meiner Zeit . 1833 . S. 27 und 28.
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fern erklären Seine herzogliche Durchlaucht , wie Höchſt Sie auf ihre
jenſeits des Rheins gelegene , ſo anſehnlich gefürſtete Grafſchaft Möm
pelgard und auf die dort befindlichen Herrſchaften , Territorien , Rechte
und Gefälle unter Vorausſetzung der weſentlichen Bedi ingung Verzicht
leiſten , daß Ihnen dafür diesſeits des Rheins jene Entſe hädigungen zu

teil
werden , worauf ſie aus allgemeinen Gründen und beſonderen

Verhältniſſen die gerechteſten Anſprüche haben . “
Der Vertreter des Hoch - und Doeutſchmeiſters überließ durch Schrei

ben vom 14 . Februar 1798 die Regelung wegen Abtretung des linken
Rheinufers der Reichsdepnutation, will aber „ die gerechte Zuverſicht äußern ,
daß , wenn je das traurige Schickſal des Vaterlandes ire gend einige einzelne
Glieder unvermeidlich machen ſollte , eben dieſes Vaterland doch eine , ſich hiemit
auf jeden Fall vorbehaltene , verhältnismäf zige Entſchädigung den dadurch
benachteiligten Ständen gewähren werde “ . ? ) Als das Gerücht auftauchte ,
daß auch die freien Reichsſtädte zur Entſchädigi ung vorgeſehen
ſeien , hielten die ſchwäbiſchen Reichsſtädte in Ulm einen Städtetag und
wandten ſich unterm 12 . Mai 1798 an die Reick sdeputation in einem
Schreiben , in welchem ſie ausdrückten , „ daß ſie keinen höheren Wunſch
haben können , als bei ihrer bisherigen Ve erfaſſung ruhig belaſſen zu
werd en“. Sie dann auf das beſtimmteſte und entſchiedenſte eini

igen„ übelgeſinnten reichsſtädtiſchen Bü rgern “ entgegen , welche „ vermutlich nich
ohne fremde Anlockun g ihre Pflichten ſo weit geſſen haben , daß ſie
unter falſchem Vorge ben , als wären ſie von ganzen Bürgerſchaften bevoll
mächtigt , zu erklären ſich erkühnt haben , daß die Bürger dieſer oder jener
Reichsſtadt , ihrer bisherigen Verfaſſung müde , einer anderen ſtändiſchen
Hoheit ſich gerne unterwerfen würden “ . s ) In einem Schreiben vom
14 . November 1798 wird die Bitte um Belaſſung der ſeitherigen Ver
faſſung wiederholt , nachdem die franzöſiſchen Bevollmächtigten in einer
Note vom 11 . November nur noch die Reichsſtädte Bremen , Hamburg
und Frankfurt beſtehen — wollten . ?“ ) Kehren nach dieſer Abſchweif
ung nach Württember zu den Verhandlung ſelbſt zurück . Am
11 . März 1798 ging dte Reichsdeputation auf die Forderungen Frank
reichs wegen des linken Rheinufers ein , was derſelben eine ſehr lobende
Note der franzöſiſchen Geſandten eintrug . In dieſem Schreiben vom
E März heißt es dann weiter : „ Man könne jetzt an der geſchwinden

Pacifikation arbeiten , deren erſte Folge die Zurückziehung der Truppen
in das Innere des Landes ſein werde .

Um
dieſes große Werk zu be

ſchleunigen , ſo müſſe alsbald die Art der Entſck
härkerrgzkeiftung für die

Stände , welche auf der linken Rheinſeite verloren hätten , feſtgeſetzt werden . 5
Sie, die franzöſiſchen Miniſter , fänden dieſe in Säkulariſationen . Die Depu

tation werde leicht einſehen , daß dieſe Baſis nicht weniger nötig ſei als

„

de

) Protokoll der Reichsfriedensdeputation zu Raſtatt von H. Freiherr Münch
von Bellinghauſen . 1800 . Raſtatt . Band IV. S. 336 : Beilage 120.

) Protokoll Band IV.
Protokoll Band IV. ν 136 ; Beilage 170.
Protokoll Band V. S. 292 ; Beilage 299 .
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diejenige , welche ſchon über das Ganze angenommen ſei . ““ ) Am 20 . und

22 . März wurde darüber verhandelt , und als ſich der Kongreß nicht

ſofort ſchlüſſig machte über die Frage der Entſchädigung , ſandten ihm

die franzöſiſchen Miniſter eine grobe Note unterm 27 . März , in welcher

die Säkulariſation als ein bereits „lang vorhergeſehener und angekündigter

Modus der Entſchädigungsleiſtung “ bezeichnet wurde , ohne welchen es

unmöglich ſei , der Friede zu ſtande komme ! ? ) In der 38 . und

39 . Sitzung vom 2 . und 4. April 1798 kam nach langer Beratung der Be

ſchluß zu ſtan

„ auch noch in die verlangten , durch Säkulariſationen zu erzielende

Entſchädigungen für den auf dem linken Rheinu entſtehenden Ver

luſt ſich einzulaſſen und darüber in nähere Unterhandlungen zu treten

ch dergeſtalt , daß dabei mit allen denjenigen Maßregelniodao6 ö

und beſchränkenden Vorſichten eingetreten werde

welche zur Er altun der Konſtitution des Deut

ſchen Reiches in jeder Hinſicht , auch zur Wiederherſtellung

und Befeſtigung des darauf gegründeten Wohles der Stände , Reichs

angehörigen und Unterthanen nötig ſeien “ . “ )

Damit war trotz der einſchränkenden Klauſel das

Todesurteil über den geiſtlichen Beſitzſtand ausgeſprochen und Frank —

reich hatte ſein Ziel erreicht , weshalb auch ſeine Geſandten

unterm 8. April befriedigt erklären konnten , daß nunmehr eine

vollkommene Uebereinſtimmung zwiſchen ihnen und der Reichsdepu

tation in Bezi auf den Entſchädigungspunkt herrſche “ . “ ) Welch ' ge⸗

ingen Wert man in Paris der einſchränkenden Klauſel beilegte , konnte

man aus den Bemerkungen entnehmen , die über das Entſchädigungsgeſchäft

in die Oeffentlichkeit drangen ; da hieß es : „ Die Konſtitution [ des Deutſchen

Reiches ] hat z die Geſamtzahl der Kurfürſten ſie ſagt aber nicht

daß drei davon geiſtlich ſein müſſen . Kommen weltliche an deren Stelle

ſo bleibt die eigentliche Verfaſſung unverletzt ; 45 dieſes iſt der Fall in

Rückſicht auf die übrigen geiſtlichen Fürſten “ . “ )

Im Oktober des Jahres 1798 traten nach Erledigung anderer Ar

beiten auf dem Raſtatter Kongreß die Säkulariſationsprojekte wieder mehr

in den Vordergrund . Am 12 . Dezember desſelben Jahres antworteten die

franzöſiſchen Geſandten auf den Beſchluß wegen Abtretung des linken Rhein

ufers und brachten ſofort die Säkulariſation als etwas nun von ſelbſt Ge

gebenes in Erinnerung mit den Worten : „ man habe ſich jetzt nur noch mit

der Anwendung des anerkannten Grundſatzes der Entſchädigungen durch

den Weg der Säkulariſation zu beſchäftigen “ . “ ) Die franzöſiſchen Miniſter

würden ihre Vorſchläge unverzüglich der Reichsdeputation über dieſen

„ integrierenden und untrennbaren Teil des Friedens “ unterbreiten .

1) Protokoll , Band J. S. 464.

Protokoll , Band J. S. 488 .
) Protokoll , Band J. S. 536 .
5) Harl , Säkulariſationsſyſtem . S. 17.

) Harl , Säkulariſationsſyſtem . S. 19.
6) Protokoll , Band III . S. 114.

8
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14 Die Einleitung zur Säkulariſation .

( S . 114 . ) Auf dieſe Note hin regnete es Zuſammenſtellungen von Schä
digungen , ſo daß der öſterreichiſche Miniſter Lehrbach unterm 17 . De⸗
zember 1798 ſchreiben konnte :

„ Seit der letzten Note [ vom 12 . Dezember ! ] gleicht der Kongreß
einer Handelsbörſe . Die Franzoſen rufen jeden auf , ihnen anzu
zeigen , was er wünſche und was ihm am gelegenſten ſei . Man ver
mutet , daß ſie in 10 Tagen mit ihrem Plan hervortreten und ihn
wieder als Ultimatum ſtellen werden . Der Miniſter Roberjot hat
ſein ganzes Arbeitszimmer mit Landkarten von Deutſchland behängt ,
auf welchen alles mit kleinen Zetteln numeriert iſt und jenen , die zu
ihm kommen , ſagt er : dieſes Land , dieſes Bistum , dieſe Abtei geben
wir dieſem , jene dem und dem , ſo daß alles ſchon ausgeteilt iſt , be⸗
ſonders in Schwaben . Selbſt über die Mediatklöſter in Bayern
ſollen Beſtimmungen im Plane ſein . So weit haben es die deutſchen
Fürſten und Stände kommen laſſen und ſo iſt das Geſchick der Völker ,
daß ein vorhinniger franzöſiſcher Pfarrer nunmehr ganz Deutſchland
nach ſeiner Willkür verteilen will “ . )

Ritter v. Lang erzählt uns in ſeinen Memoiren ( S . 332 und
333 ) darüber : „ Indem nun alle wiſſen wollten , woher alle Entſchädigungen
kommen ſollten , viele , die es ſchon wußten , ſchweigend die Achſeln zuckten ,
kam am 15 . ( ſoll heißen 13 . März 1798 ) die franzöſiſche Geſandt
ſchaft mit der kurz abgebrochenen Erklärung zu Hilfe , „ daß dieſe Säkulari
ſation in der Sükulariſation der geiſtlichen Güter zu ſuchen ſei “

2 Knoten zerhauen und das Signal zur PI ünderung gegeben .
Jeder größere Stand machte ſich ſeinen Plan , irgend ein Bistum oder einen
Fetzen davon , der kleinere irgend eine Abtei , der geringſte Edelmann irgend
einen Schafhof davon

— reißen . Man ſah die geiſtlichen Geſandten als
geächtet an und gingihnen jetzt überall aus dem Wege . Es re gnete gleich
ſam vom Himmel herunter die Liquidationen der Schuld , die jeder vom
linken Rhein erlitten haben wollte , mit Bezeichnung der Objekte , die er
dafür zur Entſchädigung wünſchte

— die er durch ſeine Negotiationen
bei den drei Geſandten von Frankreich , Oeſterreich und Preußen z zum Teil
durch ausgewirkte , unmittelbare Empfehlung der Miniſterien durchz uſetzen
ſuchte , daß die arme Reichsdeputation ſelbſt nichts zu thun haben würde ,
als die von den drei Mächten genehmigte Austeilung gehorſamlich gutzu
heißen . “ Der Kongreß förderte in ſeinem weiteren Verlauf nichts weiter
für die Säkulariſation Bemerkenswertes , das auf Württemberg Bezug
hatte ; der wieder ausbrechende Krieg ließ die Verhandlungen ſcheitern und
das Schlußdrama des Ueberfalls der franzöſiſchen Geſandten iſt bekannt .

Herzog Friedrich II . von Württemberg war über die Zeit des
Raſtatter Kongreſſes nicht müßig genweſen ; Legationsrat Abel kehrte am

Februar 1798 nach Paris zurück mit dem Auftrag , dahin zu wirken ,
daß Württemberg die Landeshoheit über ganz Schwaben erhalten ſollte ,
beſonders die reichsritterſchaftlichen Gebiete und die Reichsſtädte Ulm ,
Hall , Aalen , Gmünd , Heilbronn und Reutlingen und dabei verſichern ließ ,
wie ſehr Württemberg den Frieden wünſche . Später forderte er noch die

2

X6 vetzt
11

' ) Hüffer , der Raſtatter Kongreß ; 1879 ; II. Teil . S. 227 .
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Grafſch n Hohenberg Salmannsweiler als geeignete

Entſchädigungsobjekte für di Requiſitionen Gleichzeitig

aber trat 32 Herzog auch mit Oeſterreich in Unterhandlungen ,1

welche Graf Zeppelin führen mußte Der öſterreichiſch Miniſter Thugut

aber traute Württemberg garm1 icht wegen ſeiner D Web igigkeit ; Am

31. Dezember 1797 ſchrieb er an —
Ces W urttembergois sont un véritable fleau pour nous ; l ' on ne

saurait rien imaginer de plus odieux que leur duplicité , leur fausseté

et leur insolentes exigences . « )

Zweiter Rapitel .

Der Regensburger Reichsdeputationsſchluß .

I . Der Luneviller Frieden .

Die kriegeriſchen Ereigniſſe der Jahre 1800 und 1801 endigten

mit dem Frieden von Luneville vom 9. Februar 1801 ; in demſelben

trat der Kaiſer namen Reich das ganze linke Rheinufer an Frank

reich ab. Für die Säkulariſation in Deutſchland iſt von entſcheidender

Bed der Artikel 7 dieſes Friedens , welcher lautet :

Und
ſſ as das Deutſche Reich an die franzöſiſche

des Deutſchen Reiches

Uitzungen verluſtig fin

nsgeſamt zukommt

xaId f 7 1Reich gehalten ſein

linken Rheinufer ihrer

ſchädigung zu geben

Grundlagen

0

kath Artikel nicht nur

ſondern auch fſug

lich als k Ne anzuſehen Wohin Frankreich

zielte , ſagt am präziſeſten die Inſtruktion des Direktori iums an die Raſtatter

vertraute Briefe , II. 8. 18.

Dieſe Württemberger ſind eine wahree Plage für uns; man kann ſich nichts

licheres denken als ihre Falſchheit , ihre Unaufrichtigkeit und ihre unverſchämten For

derungen . “

8
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